
besserungsbedürftig ist, wohl aber vielfach seine An­
wendung.

M i g u 1 a (Rostode) bemängelte, daß den Erziehungs­
maßnahmen jegliche Schockwirkung fehle; dies ins­
besondere deshalb, weil ihre Durchführung ganz all­
gemein viel zu spät beginnt. Diese Klage über den 
langen Zeitraum, der im allgemeinen zwischen der 
Urteilsverkündung und der Durchführung der Er­
ziehungsmaßnahme liege, äußerten auch noch eine 
Reihe anderer Diskussionsredner.

Der Referent beschäftigte sich auch mit dem vor 
allem seitens der Staatsanwaltschaft geäußerten Vor­
schlag, ein dem Jugendarrest ähnliches Institut einzu­
führen. Zur Begründung wird darauf hingewiesen, daß 
eine rasche erzieherische Einwirkung großen Erfolg 
verspreche, insbesondere bei solchen Delikten, die der 
Ausdruck von Rowdytum sind. Spranger nahm zu die­
sem Vorschlag noch nicht eindeutig Stellung, betonte 
aber, daß eine solche Maßnahme für den Fall einer 
strafbaren Handlung vorgesehen und nur durch das 
Jugendgericht verhängt werden dürfe. Er warf in die­
sem Zusammenhang auch die Frage auf, ob es weiterhin 
richtig sei, solchen kurzen Freiheitsstrafen von drei 
Monaten an, wie sie das JGG vorsieht, jede erziehe­
rische Wirkung zu versagen. Hier müsse geprüft 
werden, wie der Vollzug solcher Strafen zu organisieren 
sei, damit sie sich erzieherisch auswirken können.

Soweit die Diskussion auf die Frage des Jugend­
arrestes einging, fanden die einschränkenden Bemer­
kungen des Referenten Bestätigung. Unterschiedliche 
Stellungnahmen wurden hinsichtlich der erzieherischen 
Wirkung kurzfristiger Freiheitsstrafen geäußert. So 
hielt G a n s k e (Magdeburg) nur Strafen von 6 Mo­
naten an für erzieherisch geeignet und befürwortete 
bei kürzeren Strafen ihre bedingte Aussetzung. Die 
entgegengesetzte Ansicht vertrat F i c h 11 e r (Suhl), 
betonte jedoch, daß bestimmte Voraussetzungen für die 
Vollstreckung einer so kurzen Freiheitsentziehung ge­
schaffen werden müßten.

Referat und Diskussion beschäftigten sich auch mit 
einigen Rechtsfragen, die sich in Verbindung mit Be­
stimmungen des Jugendgerichtsgesetzes ergeben haben. 
Zu der heiß diskutierten und jetzt durch das Urteil des 
Obersten Gerichts vom 10. September 1957 (NJ 1957
S. 782) zu einem gewissen Abschluß gebrachten Frage

des Verhältnisses von § 4 JGG zu § 51 StGB konnte 
der Referent feststellen, daß sie in der Praxis bei 
weitem nicht die Bedeutung hatte, wie es nach den 
breiten Diskussion erscheinen konnte. — S c h n e i d e ­
w i n d  (Magdeburg) erklärte die Formulierung von 
§ 33 JGG für zu eng; sie erlaube es nicht, in allen 
hierfür geeigneten Fällen Erwachsene gleichzeitig mit 
den jugendlichen Angeklagten zur Verantwortung zu 
ziehen.

Es ist nicht möglich, in diesem kurzen Bericht alle 
Fragen zu berühren, die aufgeworfen wurden. Doch 
kann festgestellt werden, daß die Diskussion lebhaft 
verlief und aus der Fülle der Erfahrungen gespeist 
wurde. Zustimmung fanden auch die freimütigen Aus­
führungen des Referenten, mit denen er zugab, daß in 
der Vergangenheit nicht genügend zentrale Anleitung 
für die Praxis der Jugendgerichte gegeben und nicht 
genügend für eine spezielle Qualifizierung der am 
Jugendgericht Tätigen getan worden sei. Um so mehr 
wurde sein Hinweis begrüßt, daß in diesem Jahr mit 
der Durchführung spezieller Schulungen auf dem 
Gebiet des Jugendrechts gerechnet werden könne.

Fragen der Psychologie tauchten wiederholt auf und 
wurden hinsichtlich ihrer Bedeutung unterschiedlich 
beurteilt. Während S t r e i t  darauf hinwies, daß man 
psychologische Momente im Jugendgerichtsverfahren 
weder unter- noch überbetonen dürfe, wurde der 
Wunsch geäußert, jedenfalls eine Grundlage auf dem 
Gebiete der Psychologie vermittelt zu erhalten. Es wird 
zu prüfen sein, ob dieser Wunsch, wie G a n s k e  es 
anregte, durch die Vereinigung Demokratischer Ju­
risten erfüllt werden kann oder ob auch diese Frage in 
den Schulungsplan des Justizministeriums einbezogen 
werden soll.

Bei aller Vielfältigkeit der Diskussion ist doch der 
Grundgedanke des Referats nicht untergegangen: auch 
im Jugendgerichtsverfahren stärker als bisher der 
Gesellschaftsgefährlichkeit der Tat Rechnung zu tragen, 
ohne daß dies oberflächlich verstanden und als Auf­
forderung gedeutet werden darf, jetzt etwa nicht mehr 
den Erziehungsgedanken, sondern die Strafe in den 
Vordergrund zu stellen. Hinsichtlich jugendlicher wie 
erwachsener Täter gilt es, in Anwendung der Erkennt­
nisse des 33. Plenums die Reaktion unseres Staates auf 
Verbrechen in ihrer Einheit als Abwehr und Erziehung 
zu sehen.

Abgeordnetengruppe der Volkskammer berät über Jugendfragen im Bezirk Cottbus

Die Zusammenarbeit und Hilfe der Abgeordneten­
gruppen der Volkskammer für die Abgeordneten der 
Bezirkstage entwickelt sich in verschiedenen Formen. 
Eine gute Methode zur Orientierung der Abgeordneten 
eines Bezirks über zentrale Probleme und Aufgaben 
und gleichzeitig zur Information der Abgeordneten­
gruppen der Volkskammer über Gegebenheden ihrer 
Bezirke sind solche gemeinsamen Beratungen wie 
die im folgenden geschilderte. Die Redaktion

Am 6. Dezember 1957 fand in Cottbus eine Beratung 
der dortigen Abgeordnetengruppe der Volkskammer 
statt, die sich u. a. mit dem Thema „Wie fördern die 
staatlichen Organe und gesellschaftlichen Organisationen 
in Cottbus die sozialistische Erziehung der Jugend?“ be­
faßte. Nachdem zunächst der 1. Sekretär der Bezirks­
leitung der FDJ einen Bericht über den Stand der 
Jugendarbeit im Bezirk gegeben hatte, in dem er über 
die Erfolge, aber auch die Mängel bei der sozialistischen 
Erziehung der Jugend sprach, und dann der Leiter der 
Abt. Jugendfragen beim Rat des Bezirks die Aufgaben 
des Staatsapparats bei der Förderung der Jugend dar­
gelegt hatte, wurde vom Vertreter der Bezirksstaats­
anwaltschaft, Staatsanwältin P a s s o n, der Bericht der 
Justizorgane vorgetragen.

Sie verdeutlichte an mehreren Beispielen aus ver­
schiedenen Kreisen, wie sich die Staatsanwaltschaft 
in den vergangenen sechs Monaten besonders intensiv 
mit der Einhaltung der Gesetzlichkeit auf dem Gebiet 
der Jugendförderung und des Jugendschutzes befaßt

hat. In den Kreisen Spremberg und Hoyerswerda haben 
die staatlichen Organe dem vorbeugenden Jugendschutz 
häufig zu wenig Beachtung geschenkt. So war z. B. in 
der Zentralwerkstatt Welzow im Kreis Spremberg zwar 
ein guter Jugendförderungsplan aufgestellt worden, 
seine Erfüllung jedoch weder von der Werkleitung noch 
von der BGL oder der FDJ kontrolliert worden. Auch 
die Aufstellung von Jugendbrigaden wurde durch die 
Werkleitung nicht unterstützt und die Arbeit der Kon­
trollposten nicht angeleitet. In der Zentralwerkstatt 
Welzow bestanden im August 1957 nur zwei Jugend­
brigaden, obgleich 46% der Belegschaft Jugendliche 
sind. Kontrollposten wurden überhaupt noch nicht 
tätig. Ähnliche Feststellungen wurden auch in anderen 
Betrieben getroffen. Die Räte der Gemeinden und 
Städte, die ebenfalls verpflichtet sind, Jugendförde­
rungspläne aufzustellen, sind ihrer Verpflichtung zum 
großen Teil nicht nachgekommen. Eine Zusammen­
arbeit mit der FDJ bei der Aufstellung der Pläne 
fehlte völlig.

Der Bericht brachte zum Ausdruck, daß die Be­
stimmungen der VO zum Schutze der Jugend vom

15. September 1955 (GBl. I S. 641) nur ungenügend be­
achtet werden. So fanden im Kreis Spremberg seit lan­
ger Zeit weder Kontrollen in Gaststätten statt, noch 
kümmerte sich jemals ein Vertreter des Rates des Krei­
ses darum, ob die Vorschriften über Besuche Jugend­
licher von Film- und Tanzveranstaltungen beachtet wer­
den. Gaststätteninhaber, die an Jugendliche unter 16 
Jahren Alkoholgetränke verkauft oder sogar an Jugend-
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